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8 5 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 5. Feber 1976 betreffend die Er-
richtung einer zweiten Notarstelle in Neun-

kirchen

Auf Grund des § 9 der Notariatsordnung vom
25. Juli 1871, RGBl. Nr. 75, wird verordnet:

Im Sprengel des Kreisgerichtes Wiener Neu-
stadt wird mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1977
eine weitere Notarstelle mit dem Amtssitz in
Neunkirchen errichtet.

Broda

86. Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 23. Feber 1976, mit der die Spren-
gelverordnung für den Strafvollzug geändert

wird

Auf Grund der §§ 8, 9 Abs. 5, 10 und 128 des
Strafvollzugsgesetzes, BGBl. Nr. 144/1969, in der
Fassung des Strafvollzugsanpassungsgesetzes,
BGBl. Nr. 424/1974, wird verordnet:

Artikel I

Die Sprengelverordnung für den Strafvollzug,
BGBl. Nr. 740/1974, wird geändert wie folgt:

1. Der § 1 und seine Überschrift haben zu
lauten:

„Allgemeine Strafvollzugsanstalten

§ 1. (1) Allgemeine Strafvollzugsanstalten
(§ 8 Abs. 2 des Strafvollzugsgesetzes) sind

a) die Männerstrafvollzugsanstalten Garsten,
Graz und Stein;

b) die Männerstrafvollzugsanstalten Hirten-
berg, Suben, Wien-Favoriten und Wien-
Simmering;

c) die Frauenstrafvollzugsanstalt Schwarzau/
Steinfeld.

(2) An welchen Verurteilten die über sie ver-
hängten Freiheitsstrafen in einer der in Abs. 1
genannten Strafvollzugsanstalten zu vollziehen
sind, wird auf Grund der §§ 9 Abs. 1, 10
und 134 des Strafvollzugsgesetzes vom Bundes-
ministerium für Justiz im Einzelfall angeordnet.

(3) Hinsichtlich der in Abs. 1 Buchst. b ge-
nannten Strafvollzugsanstalten wird außerdem
allgemein angeordnet, daß diese Anstalten zur
Einleitung und zum Vollzug von Freiheitsstrafen
zuständig sind, deren Strafzeit zwar drei Monate,
nicht aber ein Jahr übersteigt, und zwar

1. die Männerstrafvollzugsanstalt Hirtenberg,
falls eine gewerbliche Ausbildung oder Fortbil-
dung des Verurteilten in Betracht kommt,

a) für den Erstvollzug anstelle der Gefange-
nenhäuser der Gerichtshöfe erster Instanz
Leoben, Eisenstadt, Korneuburg, Krems
an der Donau, St. Pölten, Wiener Neu-
stadt und der Landesgerichte für Straf-
sachen Graz und Wien und

b) für den allgemeinen Strafvollzug anstelle
der Gefangenenhäuser des Landesgerichtes
für Strafsachen Wien, wenn in diesem Fall
die Strafvollzugsanordnung im Monat
Jänner, April, Juli oder Oktober erlassen
wird;

2. die Männerstrafvollzugsanstalt Suben, falls
eine gewerbliche Ausbildung oder Fortbildung
des Verurteilten in Betracht kommt, anstelle der
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Gefangenenhäuser der Gerichtshöfe erster Instanz
Linz, Ried im Innkreis, Salzburg, Steyr und
Wels;

3. die Männerstrafvollzugsanstalt Wien-Favo-
riten, falls eine gewerbliche Ausbildung oder
Fortbildung des Verurteilten nicht in Betracht
kommt,

a) für den Erstvollzug anstelle der Gefange-
nenhäuser der Gerichtshöfe erster Instanz
Leoben, Eisenstadt, Korneuburg, Krems
an der Donau, St. Polten, Wiener Neustadt
und der Landesgerichte für Strafsachen
Graz und Wien und

b) für den allgemeinen Strafvollzug anstelle
der Gefangenenhäuser des Landesgerichtes
für Strafsachen Wien, wenn in diesem Fall
die Strafvollzugsanordnung im Monat
Jänner, April, Juli oder Oktober erlassen
wird;

4. die Männerstrafvollzugsanstalt Wien-Sim-
mering für den Strafvollzug an männlichen
Personen, die wegen fahrlässig begangener straf-
barer Handlungen zu einer Freiheitsstrafe verur-
teilt worden sind, anstelle der Gefangenenhäuser
der Gerichtshöfe erster Instanz Bisenstadt, Kor-
neuburg, Krems an der Donau, St. Pölten, Wie-
ner Neustadt und des Landesgerichtes für Straf-
sachen Wien."

2. Im § 6 Abs. 1 hat an die Stelle des Aus-
drucks „Favoriten (Wien)" der Ausdruck „Wien-
Favoriten" zu treten.

3. In der Anlage 2 haben die letzte Tabelle
und ihre Überschrift zu lauten:

„Im Sprengel des Oberlandesgerichtes Wien ist
zuständig:

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 15. März 1976 in
Kraft.

Broda

87. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 11. Feber 1976
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der S 5 Badener Schnellstraße im Be-

reich der Gemeinde Heiligenkreuz
Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-

gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird
verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der S 5
Badener Schnellstraße, welche bis zur Umlegung
auf eine die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 lit. b
Bundesstraßengesetz 1971 erfüllende Trasse ge-
mäß § 33 Abs. 5 Bundesstraßengesetz 1971 als
Bundesstraße B gilt, wird im Bereich der Ge-
meinde Heiligenkreuz wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 6,337, korrigiert durch rechtsseitiges Ab-
rücken die bestehende Straße und endet bei
km 6,762.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus der
beim Bundesministerium für Bauten und Tech-
nik, beim Amt der Niederösterreichischen Lan-
desregierung sowie bei der Gemeinde Heiligen-
kreuz aufliegenden Planunterlage (Planzeichen
B 305/37-74; Maßstab 1 : 2000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
der aufliegenden Planunterlage zu entnehmen.

Moser

88 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 26. Feber 1976
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 83 Kärntner Straße im Bereich

der Gemeinde Friesach

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird ver-
ordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 83
Kärntner Straße wird im Bereich der Gemeinde
Friesach wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 258,014 (alt), verläuft sodann in gestreck-
ter Linienführung östlich der alten Trasse und
bindet bei km 266,230 (alt) wieder in die beste-
hende Straßentrasse ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Kärntner Landesregie-
rung sowie bei der Gemeinde Friesach aufliegen-
den Planunterlagen zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser
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89. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
27. Jänner 1976 betreffend die Berichtigung

von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt

Auf Grund des § 2 Abs. 6 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt 1972, BGBl. Nr. 293,
wird kundgemacht:

1. Die Kundmachung des Abkommens zwi-
schen der Republik Österreich und dem Groß-
herzogtum Luxemburg über die Anerkennung
und Vollstreckung von gerichtlichen Entschei-
dungen und öffentlichen Urkunden auf dem Ge-
biet des Zivil- und Handelsrechtes, BGBl.
Nr. 610/1975, wird wie folgt berichtigt:

Im letzten Satz hat es statt „30. Dezem-
ber 1975" richtig „29. Dezember 1975" zu
lauten.

2. Die Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 1. Dezember 1975,
BGBl. Nr. 620, über das Sperrgebiet Großmittel
wird wie folgt berichtigt:

In der Anlage hat die Anmerkung 1 auf
S. 2680 zu lauten: „1) Die Sperrgebietsgrenze
verläuft durch das Grundstück Nr. 1198,
KG Pottendorf, vom nordwestlichsten Eckpunkt
des Grundstückes Nr. 838/1, KG Pottendorf, in
gerader Linie zum nordöstlichen Eckpunkt des
Grundstückes Nr. 839/1, KG Pottendorf."

3. Die Ausfuhrförderungsverordnung 1975,
BGBl. Nr. 625, wird wie folgt berichtigt:

Im § 16 hat es statt „BGBl. Nr. 85" richtig
„BGBl. Nr. 85/1975" zu lauten.

Kreisky

90 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
6. Feber 1976 über die Aufhebung einiger
Worte im § 18 Abs. 4 des Krankenanstalten-

gesetzes durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-
mäß den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kund-
gemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 16. Dezember 1975, G 25, 28/74 —
dem Bundeskanzleramt zugestellt am 28. Jänner
1976 — die Worte „ausgenommen solcher des
Bundes" im § 18 Abs. 4 des Krankenanstalten-
gesetzes — KAG, BGBl. Nr. 1/1957, in der Fas-
sung der 2. Novelle zum Krankenanstaltengesetz,
BGBl. Nr. 281/1974, als verfassungswidrig auf-
gehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky
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